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1. Von der Bedrohungsanalyse  
zur Risikopolitik 

1.1. Der Bedeutungsverlust traditioneller 
Bedrohungsanalysen 

Bei der traditionellen Bedrohungsanalyse wird darge-
stellt, welche konkreten oder potenziellen Bedrohun-
gen für ein bestimmtes Land bestehen, und zwar 
aufgrund der militärischen und anderen Potenziale 
und Ressourcen angrenzender beziehungsweise nicht 
weit entfernter Länder sowie von Großmächten, in 
deren Einflussbereich oder Interessenssphäre bezie-
hungsweise Interessenszielgebiet man liegt, und auf-
grund der anzunehmenden Absichten, Ziele und 
Möglichkeiten dieser Länder. Die konventionelle Be-
drohung wird durch Möglichkeiten subkonventionel-
ler Bedrohungen ergänzt. Wichtig war auch die 
Einschätzung möglicher nuklearer beziehungsweise 
durch andere Massenvernichtungswaffen bedingter 
Bedrohung sowie schließlich die Berücksichtigung von 
subversiven Maßnahmen gegen den eigenen Staat. Die 
Perzeption dieser Bedrohungen ist relativ einfach und 
verständlich. 

Gegen diese Bedrohungen richten sich eigene Pla-
nung und Maßnahmen vor allem im politischen und 
militärischen Bereich, die aufgrund der gegebenen 
beziehungsweise angenommenen Bedrohungen ziel-
führend und sinnvoll erscheinen.  

Die traditionelle Bedrohungsanalyse hat für die Be-
urteilung der europäischen Sicherheitssituation heute 
nur mehr einen begrenzten Wert. Hinsichtlich der 
sicherheitspolitischen Erfordernisse und der zu treffen-
den Maßnahmen sind solche Bedrohungsanalysen 
weitgehend irrelevant geworden. Das gilt nicht für alle 
Teile der Welt, aber es gilt im Wesentlichen für Europa.  

Das hängt nicht nur mit der derzeit – zumindest 
scheinbar – gegebenen Situation zusammen, dass der 
Großteil Europas keinen direkten militärischen Bedro-
hungen ausgesetzt ist. Dieser Umstand ist nämlich 
äußerst relativ; er ist deshalb gegeben, weil die europäi-
schen Länder zusammen – sieht man einmal von der 
Relation zu den militärisch übermächtigen USA ab – 
immer noch militärisch stärker sind als andere Länder 
(oder potenzielle Bündnisse) und sich durch die NATO 
(beziehungsweise eben das Bündnis mit den USA) in 

einer Situation der derzeitigen Unangreifbarkeit befin-
den. Mit einem eventuellen Zerfall der NATO sähe das 
Ganze allenfalls schon wieder anders aus. 

Die derzeitige Relativierung der Bedeutung der tra-
ditionellen Bedrohungsanalyse hängt auch damit zu-
sammen, dass die Bedeutung der geografischen 
Situation und vor allem der geografischen Distanz 
durch neue Möglichkeiten der konventionellen, der 
subkonventionellen und der terroristischen Kriegsfüh-
rung geschwunden ist; so ergibt sich aus der traditio-
nellen Beobachtung des Umfeldes kein hinreichendes 
sicherheitspolitisches Situationsbild. Dieses ist vielmehr 
aus der globalen Situation und aus den bestehenden 
und den sich aufbauenden Konfliktpotenzialen zu 
beurteilen.  

1.2. Europa ohne Bedrohung? 

Die relative beziehungsweise scheinbare Situation der 
Nichtbedrohtheit des größten Teiles Europas beruht 
auf dem Umstand der relativen Stärke Europas und 
der gegebenen Schwäche seines Umfeldes. Diese Ge-
gebenheiten werden aber nicht dauerhaft sein, denn 
die Stärke Europas ist abnehmend und die seines Um-
feldes abgesehen vom Osten ist zunehmend. Die dras-
tische Abrüstung der meisten europäischen Länder im 
Bereich der konventionellen Kriegsführungsfähigkei-
ten steht einem Halten des Rüstungsstandes bezie-
hungsweise der Aufrüstung der Nachbarn Europas 
und nahegelegener Länder gegenüber. In absehbarer 
Zeit kann sich deshalb je nach der Entwicklung der 
Beziehungen zu den Ländern Afrikas, des Mittleren 
Ostens und zu Russland beziehungsweise der Ent-
wicklung dieser Länder selbst durchaus wieder eine 
klassische Bedrohungssituation ergeben. Dieses Euro-
pa wird in 15 bis 20 Jahren aufgrund seiner dann mit 
höchster Wahrscheinlichkeit gegebenen militärischen 
Schwäche in der konventionellen Kriegsführung keine 
abschreckende Wirkung auf einzelne Nachbarn haben.  

1.3. Proaktive Risikopolitik angesichts  
neuer Herausforderungen 

Wir leben in einer unüberschaubar gewordenen Welt 
mit etwa 200 Staaten und zahlreichen nichtstaatlichen 
Akteuren wie etwa Terroristenorganisationen, der 
weiteren Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
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und Raketentechnologie, in der seit Ende des Kalten 
Krieges jährlich durchschnittlich zehn neue bewaffnete 
Konflikte ausgebrochen sind. Diese Welt beherbergt 
ungeheure Konfliktpotenziale – man denke nur an die 
Nahostprobleme, Kaschmir, Nordkorea oder die Tai-
wanfrage. Sie ist zunehmend mit der Problematik 
knapper werdender Ressourcen wie etwa Wasser, der 
Instabilität zahlreicher Länder und ganzer Regionen, 
dem Versagen staatlicher Einrichtungen in dutzenden 
von Staaten sowie der Zunahme des Einflusses krimi-
neller Organisationen auf Staaten und die Wirtschaft 
konfrontiert. In dieser Welt gibt es derzeit etwa 21 
Millionen Soldaten in stehenden Heeren sowie etwa 8 
Millionen Paramilitärs und etwa 33 Millionen abrufba-
re Reservesoldaten. Dazu kommen noch dutzende 
Millionen ausgebildete Reservisten, die in Fällen der 
Mobilmachung allmählich in eine militärische Organi-
sation eingegliedert werden können. 

 

Die Vielfalt der Akteure sowie die große und vielfäl-
tige Zahl von Konfliktpotenzialen machen es erforder-
lich, eine proaktive Risikopolitik anstelle der Be-
drohungsreaktionspolitik zu setzen, denn Risiken, nicht 
Bedrohungen, prägen derzeit die internationalen Bezie-
hungen aus der europäischen Perspektive.1 Es besteht 
eine Vielzahl ungewisser künftiger Gefahren, und diese 
neuen „Risiken“ machen die internationale Politik kom-
plexer und politische Entscheidungen weniger gut kal-
kulierbar. Zwei große Gruppen der neuen Risiken sind 
die Transformationsrisiken, die aus dem Zerfall des 
Warschauer Paktes und der Sowjetunion entstanden 
sind und heute als weniger bedrohlich empfunden 
werden, sowie die Globalisierungsrisiken, deren Perzep-
tion wächst. Die konkreten sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen sind die Proliferation von Massen-
vernichtungswaffen, Auswirkungen der strategischen 
Raketenabwehr auf die Militärstrategien großer Mächte, 
Migration, Klimawandel und Umweltzerstörung, Terro-
rismus, Information Warfare und Computerkriminalität, 
Drogenhandel und international wirksame organisierte 
Kriminalität, Staatszerfall und Schwächung der staatli-
chen Macht in vielen Ländern sowie humanitäre Katast-
rophen von Ruanda über den Kosovo bis zum Sudan. 

                                                           
1  Siehe zum Begriff Risikopolitik Christopher Daase, Susanne 

Feske, Ingo Peters (Hg.): Internationale Risikopolitik. Der Um-
gang mit neuen Gefahren in den internationalen Beziehungen. 
Baden-Baden 2002. 

Ein Risiko ist die Möglichkeit eines durch gegen-
wärtiges Handeln beeinflussbaren zukünftigen Scha-
dens. Die internationale Politik ist von Ungewissheiten 
geprägt, die man als sicherheitspolitische Risiken be-
zeichnen kann. Risiken sind nicht objektiv, sondern 
zumindest teilweise von den Akteuren der internatio-
nalen Politik sozial konstruiert. Risikopolitik wird 
durch die Fragen bestimmt, wie und warum Risiken 
von politischen Akteuren wahrgenommen werden 
und wie und warum politische Akteure auf konkrete 
internationale Risiken reagieren, woraus sich auch die 
Auswirkungen der Strategien der Akteure auf das 
internationale System ergeben. 

Die Risikoperzeption hängt neben den realen Be-
dingungen des internationalen Systems auch von den 
innerpolitischen Bedingungen des wahrnehmenden 
Akteurs und schließlich von kulturellen Faktoren ab, 
die die Wahrnehmung der Akteure prägen. 

Risikopolitik muss sich klar machen, dass Risiken 
eine andere Sicherheitspolitik erfordern als Bedrohun-
gen. Traditionelle Sicherheitspolitik ist als Bedro-
hungspolitik reaktiv, während Risikopolitik proaktiv 
ist oder zumindest sein sollte. Proaktiv bedeutet das 
Antizipieren künftiger Probleme. Die proaktive Sicher-
heitspolitik kann vorbeugenden oder vorsorgenden 
Charakter haben. Der Vorbeugung dienen insbesonde-
re Intervention und Information, der Vorsorge Kom-
pensation und Präparation, also letztlich 
Schadensbegrenzung beziehungsweise Befassung mit 
dem Schadensfall. 

Das Vorhandensein enormer Konfliktpotenziale in 
einer überdies völlig unübersichtlich und nicht mehr 
berechenbar gewordenen Welt erfordert eine Vielzahl 
von Maßnahmen der Vorbeugung und der Vorsorge 
für mögliche Konflikte. Vorbeugung bedeutete im 
Wesentlichen Prävention, also Maßnahmen, damit 
Konflikte nicht ausbrechen beziehungsweise nicht 
eskalieren. Vorsorge bedeutet Maßnahmen, damit die 
Schäden durch ausgebrochene Konflikte in Grenzen 
gehalten werden können und das Funktionieren der 
staatlichen Einrichtungen auch nach Schadenseintritten 
gewährleistet werden kann. 

 



  

1.4. Europäische Risikopolitik 

Aus dem Umstand, dass es derzeit keine konkreten 
konventionellen militärischen Bedrohungen für Euro-
pa gibt, wird oft der falsche Schluss gezogen, dass 
sicherheits- und verteidigungspolitisch keine Vorkeh-
rungen erforderlich sind. Keine konkrete Bedrohung 
zu ersehen bedeutet aber nicht, keine aktive Sicher-
heitspolitik betreiben zu müssen. Eine konkrete Bedro-
hung würde ja konkrete operative Planungen und 
Maßnahmen erfordern. Das ist, soferne genügend 
Ressourcen für Abwehr- und Verteidigungsmaßnah-
men vorhanden sind, relativ einfach, weil berechenbar. 
Die Schlussfolgerung, dass mangels konkreter Bedro-
hungen keine aktive Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik erforderlich wäre, ist als Reaktion auf die 
Bedrohungsanalyse letztlich nichts anderes als das 
Verbleiben bei der Bedrohungsreaktionspolitik.  

Die traditionelle Bedrohungsanalyse hat ihre Be-
deutung nicht vollständig verloren, denn es kann 
durchaus erforderlich sein, auf künftige mögliche 
Bedrohungen wiederum durch konkrete Maßnah-
men zu reagieren (siehe dazu 1.2.). Sie kann aber in 
der heutigen Zeit nicht mehr handlungsleitend für 
die sicherheitspolitische Konzeption sein. 

Die Bedeutung einer aktiven Risikopolitik ist natür-
lich für die verschiedenen Staaten Europas unterschied-
lich zu interpretieren. Aus einer sachlichen Beurteilung 
wäre Risikopolitik deshalb wohl eine gesamteuropäi-
sche Politik, aber dazu wird die EU auf absehbare Zeit 
noch nicht im Stande sein. Es wird sich deshalb in der 
nächsten Zeit eine Situation ergeben, in der die europä-
ischen Länder aufgrund ihrer spezifischen Größe, ihrer 
– insbesondere auch militärischen – Ressourcen zu 
unterschiedlichen Wahrnehmungen und Auffassun-
gen kommen und unterschiedliche Schlüsse in vertei-
digungspolitischer Hinsicht ziehen werden.  

2. Europäische Momentaufnahmen 

2.1. Europäische Sicherheit durch NATO und EU 

Mitteleuropa befindet sich derzeit in einer sicher-
heitspolitisch guten Situation, die insbesondere 
durch die Mitgliedschaft der Staaten in der NATO 
und/oder der EU bedingt ist. EU und NATO haben 

im Großteil Europas eine stabile Situation und ein 
großes Ausmaß der Befriedung geschaffen. Konflikte 
zwischen den Staaten mit sicherheitspolitischer Re-
levanz wurden weitgehend beseitigt oder geregelt 
oder sind am Wege der gütlichen Regelung. Hand-
lungsbedarf zur Lösung offener Probleme besteht 
neben einigen Beziehungen baltischer Länder mit 
Russland noch in den Beziehungen zwischen Russ-
land und der Ukraine, in der Zypernfrage, in Mol-
dawien und insbesondere im westlichen Südost-
Europa; dabei geht es in erster Linie um die Befrie-
dung Bosnien und Herzegowinas und Mazedoniens 
sowie um die Lösung der Statusfrage des Kosovo. 
Eine Reihe anderer offener Fragen und Territorial-
dispute (inklusive der Frage der maritimen Hoheits-
rechte in der Ägäis) sowie Spannungen in den Bezie-
hungen zu Nachbarstaaten aufgrund der als unzu-
länglich empfundenen Stellung nationaler Minder-
heiten haben – zumindest derzeit – nicht das 
Potenzial für ernste sicherheitspolitische Verwerfun-
gen oder offen ausgetragene Konflikte. 

Das Anhalten der aktuellen Stabilität wird in ers-
ter Linie von der gedeihlichen Weiterentwicklung 
und der Integrationsfähigkeit der EU sowie von der 
weiteren Funktionsfähigkeit der NATO abhängen. 
Außereuropäische Faktoren können die Stabilität in 
Europa nicht entscheidend beeinträchtigen, soferne 
und solange in der EU eine hinreichende Basis für 
gemeinsame Beurteilungen von Risiken und die 
Fähigkeit zur Verfolgung grundlegender sicher-
heitspolitischer gesamteuropäischer Interessen gege-
ben ist. 

Die Weiterentwicklung der EU aus einer sicher-
heitspolitischen Perspektive ist momentan – trotz der 
Rückschläge beim Zustandekommen des Verfas-
sungsvertrages – grundsätzlich positiv zu beurteilen. 
Dazu berechtigten der Umstand der Annäherung in 
den sicherheitspolitischen Fragen bei der Ausarbei-
tung des Verfassungsvertrages und die im Dezem-
ber 2003 beschlossene Europäische Sicherheits-
strategie (ESS), die in ihrer Weiterentwicklung die 
Wegbereiterfunktion für eine gemeinsame Bedro-
hungsperzeption, die Artikulation gesamteuropäi-
scher Interessen in der Sicherheitspolitik und die 
Erstellung konkreter Konzepte und Strategien im 
Krisen- und Konfliktmanagement übernehmen 
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könnte. Gesamteuropäische Interessen sind aller-
dings nicht die Summe der nationalen Interessen, 
sondern eine eigene Kategorie. Sie müssen durchaus 
nicht immer mit den nationalen Interessen ident sein, 
so wie etwa Bundes- und Landesinteressen durchaus 
nicht immer ident sind. Diese zu identifizieren, und 
zwar unabhängig von der konkreten vordergründi-
gen nationalen Interessenslage, ist eine große Her-
ausforderung für ein in der Sicherheitspolitik noch 
ganz auf den Nationalstaaten aufbauendes Europa. 

2.2. Kohärenz in der EU als Faktor  
europäischer Stabilität 

Je funktionaler die Gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU wird, desto stabiler wird 
auch die europäische Sicherheitssituation werden.  

Ein wesentlicher Faktor für die Stabilität in Euro-
pa ist ein gewisses Mindestmaß an Kohärenz in der 
EU, die es zulässt, dass die EU in sicherheitspoliti-
schen Fragen zu einer gemeinsamen Politik findet.  

Schon heute verhindert die EU durch ihre Exis-
tenz und Wirkungsweise, dass es zu Konflikten 
zwischen den Mitgliedern kommt und dass mit dem 
„politischen Westen“ konkurrierende Mächte in die 
europäischen Prozesse durch europäische „Verbün-
dete“ eingreifen können.2 

Die große EU-Erweiterung 2004 (und die Erwei-
terung um die noch anstehenden Kandidaten in den 
nächsten Jahren) bot und bietet unter geopolitischen 
und geostrategischen Aspekten eine einmalige Chan-
ce auf eine langfristig wirksame europäische Frie-
densordnung – zumindest in dem Sinne der 
Friedenswirkung, die die EU bereits heute ausübt. 
Die große und rasche Erweiterung vermindert logi-
scherweise die Kohärenz der EU; die Erweiterung 
um Länder, deren volle Eignung für die Mitglied-
schaft bezweifelt werden musste, stellt die Hand-
lungsfähigkeit und vor allem die Weiterentwick-
lungsfähigkeit der Union als Ganzes vor ernste 

                                                           
2  Darunter sind nicht die USA zu verstehen, die als einzige Macht 

das Potenzial – und genügend „Verbündete“ – haben, um insbe-
sondere in sicherheitspolitische Fragen in EU-Entscheidungen 
eingreifen zu können. Aber sie sind ja keine mit dem „Westen“ 
konkurrierende sondern dessen Führungsmacht.  

Probleme. Vorstellungen von einem Europa der 
verschiedenen Geschwindigkeiten bleiben somit auf 
der Agenda. Die große Erweiterung bedeutet sohin 
eine reale Gefahr für die Stabilitätsfunktion der EU, 
macht die EU heterogener und fördert zentrifugale 
Kräfte.  

Die Entwicklungsmöglichkeiten Europas werden 
immer wieder auch durch nationale Interessenspoli-
tik beziehungsweise durch die Darstellung der EU 
als Sündenbock für ungünstige tagespolitisch be-
stimmte nationale Gegebenheiten behindert werden. 
Im Zuge der Ratifikation des Verfassungsvertrages 
haben sich in den Mitgliedsstaaten populistische 
politische Gruppen darauf verstanden, die Schuld an 
nationalen Problemen auf die EU abzuschieben. Mit 
dem – zumindest vorläufigen – Scheitern des Verfas-
sungsvertrages scheinen alle Entwicklungsperspek-
tiven derzeit unsicher, und skeptische Kommentato-
ren befürchten sogar ein Scheitern der EU bezie-
hungsweise deren Rückentwicklung zu einer Frei-
handelszone. Man sollte die europäische Entwick-
lung aber nicht zu sehr aus der Augenblickssituation 
beurteilen. Es gab mehrmals Phasen der Europa-
skepsis, aber sie haben sich mit solchen der großen 
Zustimmung zu Europa abgelöst.  

Die große Erweiterung der EU hat einerseits den 
Befriedungs- und Zivilisationsbereich in Europa ver-
größert und soll verhindern, dass (neue) innereuropäi-
sche Gräben entstehen. Sie stellt andererseits aber die 
Kohärenz, die Entwicklung der Entscheidungsfähigkeit 
sowie die Findung gemeinsamer Interessen der EU auf 
die Probe. Es wird wohl noch einige Zeit dauern, bis 
die größer gewordene EU ein hinlängliches Verständ-
nis für gesamteuropäische Aufgaben entwickelt.  

2.3. Die NATO als Faktor europäischer 
Stabilität  

Die Entwicklung der NATO verläuft in Richtung 
einer sicherheitspolitischen Organisation, die über 
die Angleichung militärischer Standards gemeinsa-
mes militärisches Handeln möglich machen soll. Sie 
dient heute der Führungsmacht USA als Instrument 
ihres Einflusses in Europa beziehungsweise in ganz 
Eurasien. Die USA bleiben über die NATO der maß-
gebliche sicherheitspolitische Akteur in Europa, ein 



  

Zustand, der derzeit von der Mehrheit der NATO- 
und EU-Mitglieder auch so gewünscht wird. Dass 
die NATO bis auf weiteres als eine funktionstüchtige 
politisch-militärische Organisation erscheint, relati-
viert die Problematik, dass die Fortschritte der EU in 
der Sicherheitspolitik nur langsam erfolgen; es sind 
ja im Wesentlichen die gleichen Länder, zumal 94 
Prozent der EU-Bürger in NATO-Staaten leben. 
Gerade dieser Umstand relativiert aber auch die 
Bedeutung der europäischen Sicherheitspolitik. 
Wozu braucht man sie, wenn es ohnedies die NATO 
gibt? So gesehen erscheint es logisch, dass sich die 
Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
der EU in ihrer nächsten Phase als europäischer 
Pfeiler der NATO darstellen wird, zumal die NATO 
besser als jede andere Institution die Abstimmung 
der Sicherheitspolitik des Westens ermöglicht. 

3. Die globale Situation 

Global gesehen ist die Sicherheitssituation als schwer 
überschaubar, unberechenbar und problematisch zu 
beurteilen. Wir haben heute eine unüberschaubar 
große Zahl von Akteuren in der Staatenwelt und 
eine Vielzahl nichtstaatlicher Akteure, von den ge-
sellschaftspolitischen NGOs über ökonomische Or-
ganisationen bis zu Warlords und Terroristenorgani-
sationen. Das macht die Entwicklung der 
internationalen Beziehungen mangels eines ausrei-
chend wirksamen internationalen Ordnungssystems, 
das weder die UN noch ein „Weltgendarm“ USA 
sein können, unberechenbar. Unberechenbar ist die 
Entwicklung der zahlreichen Krisen und Konflikte, 
die Territorialfragen, ökonomische Ressourcen, Le-
bensgrundlagen (wie die Verfügbarkeit von Wasser), 
Sezessions- und Autonomiebestrebungen, soziale, 
kulturelle und religiöse Aspekte betreffen. Diese 
Konfliktpotenziale bewirkten seit Ende des Ost-
West-Konfliktes durchschnittlich gleichzeitig etwa 30 
laufende Kriege und bewaffnete Konflikte. Dies ist 
vor dem Hintergrund einer in mehreren Regionen 
der Welt stattfindenden und fallweise destabilisie-
rend wirkenden Aufrüstung, der „Blüte“ totalitärer 
Ideologien und fundamentalistischen Religionsver-
ständnisses in Teilen der Welt, einer noch ungebän-
digten Bevölkerungsvermehrung mit ihren Folge-
wirkungen sozialer, ökonomischer und staats-

politischer Verwerfungen sowie dem steigenden 
Migrationsdruck, der nicht nur hoch- und höher-
entwickelte Industrie- und Dienstleistungsstaaten 
sondern auch Entwicklungsländer betrifft, zuneh-
mender Umweltprobleme und beginnender Res-
sourcenknappheit (insbesondere im Bereich Wasser-
nutzung und geeignete Anbauflächen) zu sehen. Die 
Migrationen ihrerseits bewirken neben der humani-
tären Problematik soziale Probleme in den Empfän-
gerstaaten und können auch zu kulturell-zivilisatori-
schen Spannungen beziehungsweise in weniger ent-
wickelten Empfängerstaaten auch zur Destabilisie-
rung führen. 

Dazu kommt die Gefahr des Einsatzes von Mas-
senvernichtungswaffen und Raketentechnologie, 
wodurch die Bedeutung der geografischen Distanz 
in sicherheitspolitischer und militärstrategischer 
Hinsicht relativiert wird. Die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen und Raketentechnologie hat 
sich trotz aller Bemühungen um Kontrollregime 
fortgesetzt; 35 Länder besitzen Massenvernich-
tungswaffen oder entwickeln solche beziehungswei-
se haben die Fähigkeit zur Entwicklung und 
Produktion. 

Der Wegfall des Schutzes geografischer Distan-
zen zu Konflikt- und Problemregionen wird auch 
durch den internationalen Terrorismus demonstriert, 
der momentan als die brennendste Herausforderung 
erachtet wird, weil spektakuläre Großschadenser-
eignisse wie in New York, Madrid oder London 
wegen der umfassenden Berichterstattung großen 
Eindruck machen und zur Verunsicherung in der 
Bevölkerung führen. Auch wenn alle bisherigen 
Terroranschläge nicht imstande waren, die Funkti-
onsfähigkeit der angegriffenen Länder zu beeinträch-
tigen oder deren Infrastruktur nachhaltig zu 
schädigen, so können sie doch erhebliche politische 
Auswirkungen haben. Die Terroranschläge in Mad-
rid haben bekanntlich den von den Terroristen ge-
wünschten Kurswechsel der spanischen Politik 
bewirkt. Der politisch-ideologische Spektakulärterro-
rismus ist durchaus fähig, zivilisatorische Spannun-
gen zu vergrößern, westliche Gesellschaften zu 
verunsichern und als Folge davon die Politik westli-
cher Staaten in ihrer Handlungsfähigkeit zu beein-
trächtigen. Zu einer darüber hinausgehenden 
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existenziellen Bedrohung wird der Terrorismus 
dann, wenn er eine neue Dimension annehmen 
wird, das heißt wenn terroristische Organisationen in 
den Besitz von einsatzfähigen Massenvernichtungs-
waffen gelangen. Dies würde – abgesehen von der 
Möglichkeit tatsächlich nachhaltiger Schäden – für 
die Widerstandsfähigkeit der demokratischen west-
lichen Gesellschaften eine ungeheure, möglicherwei-
se nicht bewältigbare Herausforderung darstellen.  

Die Destabilisierung einer ganzen Reihe von 
Staaten in anderen Erdteilen und das völlige Versa-
gen einzelner Staaten schaffen gute Voraussetzungen 
für eine Basis terroristischer Organisationen und für 
das Wirken krimineller Organisationen mit internati-
onalen Beziehungen. Abgesehen davon, dass die De-
stabilisierung vieler Staaten deren ökonomische Situ-
ation verschlechtert, wirkt sich das auch auf den Welt-
handel und somit global-ökonomisch negativ aus. 

Diese Umstände würden einerseits Maßnahmen 
und Reaktionen der zivilisierten Welt erfordern, um 
bessere Voraussetzungen für die globale Stabilität zu 
schaffen (Ordnungspolitik), andererseits aber auch 
vorsorgende Abwehrmaßnahmen zur Schadensbe-
grenzung gegenüber den Gefahren, denen vorbeu-
gend nicht hinreichend begegnet werden kann. 

4. Perspektiven der europäischen 
Entwicklung 

Die EU hat trotz der zunehmenden Missachtung der 
Stabilitätskriterien für die Staatshaushalte und trotz 
der Europabewusstseinskrise im Zuge der Diskussi-
on über den Verfassungsvertrag strukturell gute 
Voraussetzungen für eine positive Weiterentwick-
lung. Europa ist ökonomisch gut organisiert, wes-
halb zu erwarten ist, dass die EU beziehungsweise 
ihre Mitglieder ihre wirtschaftliche Position in der 
absehbaren Zukunft behaupten können. Der Euro 
hat – trotz einzelner Agitationen zur Rückkehr zur 
alten Währung – bereits ein gewisses Stück europäi-
scher Identität, ein Teilelement europäischen Be-
wusstseins, geschaffen. 

Der negative Aspekt ist die übereilte große Er-
weiterung vom Mai 2004. Die EU zerfällt seither im 

stärkeren Maße als bisher in arme und reiche Länder. 
Gab es bisher neben den reichen Ländern bloß einige 
Ausnahmen im Süden, so stehen einander nun arme 
und reiche Länder in beinahe gleicher Zahl gegen-
über. Auch wenn die neuen Mitgliedsländer ihre 
bisherigen hohen Wirtschaftswachstumsraten (von 
durchschnittlich 4,5 % des Bruttoinlandsproduktes 
gegenüber 2 % in der alten EU) aufrechterhalten 
können, so würde es Jahrzehnte dauern, um ihren 
Abstand zur bisherigen EU auch nur zu halbieren. 
Die Erweiterung wird nicht nur die Verteilungs-
kämpfe um die EU-Förderungsmittel und die Bud-
getgestaltung schwieriger machen, sondern vor 
allem die Interessenvielfalt in der EU noch weiter 
auffächern. 

Nach der aktuellen Erweiterung steht die Auf-
nahme von Rumänien und Bulgarien heran und die 
von Kroatien zur Debatte. Letztlich müssen alle 
europäischen Länder eine Perspektive der Aufnah-
me in die EU haben; das betrifft Albanien, Bosnien 
und Herzegowina, Mazedonien, Moldawien und 
Serbien und Montenegro (Norwegen, die Schweiz 
und Island wollen sich ihr vorläufig nicht anschlie-
ßen). Auch die Ukraine strebt im Unterschied zu 
Russland und Weißrussland in die EU. Die Beitritts-
verhandlungen mit der Türkei werden dann eindeu-
tig den europäischen Rahmen der EU sprengen. 
Auch die Aufnahme anderer außereuropäischer 
Länder – etwa Georgiens, Armeniens oder diverser 
Mittelmeeranrainer – in die EU könnte auf die Ta-
gesordnung kommen.  

Verhindert die EU-Erweiterungsrunde vom Mai 
2004 bis auf weiteres eine entsprechende Verfestigung, 
die erforderlich wäre, um das Ganze auch ent-
sprechend zu steuern? Diese Erweiterung betraf 
nicht nur grundsätzlich zu viele, sondern auch unrei-
fe Länder. Das durchschnittliche Niveau der EU 
sinkt durch die übereilten Erweiterungen nicht nur 
ökonomisch, sondern auch hinsichtlich politischer 
Reife und demokratischer Standards.  

Es wäre deshalb verfrüht, heute bereits den Integ-
rationsprozess der EU, der grundsätzlich positiv zu 
bewerten ist, für unumkehrbar und gesichert zu 
halten. Es ist vielmehr anzunehmen, dass eine lang-



  

samere Erweiterung der EU um jeweils bereits bei-
trittsreife Länder bessere Chancen für eine gedeih-
lichere Weiterentwicklung des Integrationsprozesses 
geboten hätte. Dagegen werden die übereilte große 
Erweiterung und der fortschreitende Erweiterungs-
prozess um weitere Kandidaten inklusive des stritti-
gen Falles der Aufnahme der Türkei die EU in eine 
Identitätskrise führen und die Verfestigung der 
Gemeinschaft erschweren. In der großen Ost- und 
Süderweiterung des Jahres 2004 und der bereits 
geplanten Erweiterung 2007 und später liegt sogar 
ein gewisses Risiko einer Desintegration der EU als 
Folge der strategischen Überdehnung in Bezug auf 
den Zustand der Institutionalisierung der Gemein-
schaften.3 

Es bleibt abzuwarten, wie sich letztlich die Gremien 
in der erweiterten EU entwickeln und welche Koopera-
tions- und Beschlussfassungsfähigkeit sie zeigen wer-
den, ob und wann es möglich sein wird, einen neuen 
Anlauf für einen Verfassungsvertrag oder eine andere 
Neuordnung der EU zu unternehmen. 

Global gesehen ist freilich zu beachten, dass Europa 
längerfristig einen enormen Bedeutungsverlust gegen-
über anderen Weltgegenden – insbesondere gegenüber 
Ostasien, Südostasien und Südasien – auch dann erlei-
det, wenn die europäische Entwicklung positiv und 
ökonomisch erfolgreich verläuft. Das müsste eigentlich 
den Willen zu stärkerer Kooperation und Integration, ja 
letztlich zur Bildung einer staatsartigen europäischen 
Struktur im Sinne gemeinsamer Interessen und Ziele 
fördern. Da dieser Prozess des Bedeutungsverlustes 
aber langsam vor sich geht und sich nicht demonstrativ 
beziehungsweise in spektakulären Ereignissen nieder-
schlägt, wird er weitgehend ignoriert, und die Mit-
gliedsstaaten setzen nach wie vor prioritär auf ihre 
nationalen Interessen.  

Aber ähnlich wie China im 19. Jahrhundert auf 
einem Höhepunkt der Prosperität sich als Zentrum 
der Weltzivilisation sah und die machtpolitische 
Herausforderung durch die europäischen Mächte 
nicht erfasst, so verharrt heute Europa in eurozentris-
tischen Vorstellungen.  

                                                           
3  Zu diesen Überlegungen vgl. auch Erich Reiter: Sicherheitspolitik 

und EU-Erweiterung. Strategische Analysen, Wien, Juli 2002. 

Der tief verankerte Eurozentrismus ist immer noch 
wirksam. Bis zum Zweiten Weltkrieg war Europa 
tatsächlich der bestimmende Faktor der Weltpolitik. 
Dann, im so genannten Kalten Krieg, war Europa das 
Zentrum des Ost-West-Gegensatzes. Es stand damit im 
Mittelpunkt des Weltgeschehens und aller strategi-
schen Überlegungen, ohne selbst noch wirklich ent-
scheidende Akteure zu besitzen. Das Bewusstsein der 
(ehemaligen) Bedeutung überlebte aber den Nieder-
gang der Macht Europas, das vom Gestalter der Welt-
politik zum Schauplatz derselben geworden ist. Die 
Vorstellung Europas als Zentrum der Welt 
(=Eurozentrismus) ist geblieben. Obwohl es natürlich 
ist, die eigene Region als Hauptbezugspunkt zu haben, 
sollte man die eigene Region nicht unbedingt als maß-
gebliches Zentrum der Welt sehen. Europa aber hat 
leider den eigenen Bedeutungsverlust und die Zu-
nahme der Relevanz anderer Regionen noch nicht 
ausreichend wahrgenommen. So fehlt trotz einiger 
Fortschritte im Bereich der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik doch immer noch die Ein-
sicht in die Zwänge der globalen Entwicklung, die 
nationalen Souveränitätsverzicht in der Sicherheitspoli-
tik und Außenpolitik zugunsten übergeordneter EU-
Strukturen erfordern würde.  

5. Resümee und Folgerungen 

Der hinsichtlich Stabilität und Befriedung derzeit gut 
situierte Großteil Europas mit instabilen Rändern 
grenzt an Schütterzonen mit unterschiedlich hohen 
Konfliktpotenzialen. Die zahlreichen Konflikte haben 
in der zunehmend vernetzten Welt auch immer häufi-
ger globale Auswirkungen und erzeugen globales 
Bewusstsein. Die Welt ist, bedingt durch eine unüber-
sehbare Anzahl von Akteuren, immer weniger über-
schaubar und berechenbar; durch die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und Raketentechnologie 
einerseits und durch die Potenzierung von Konfliktpo-
tenzialen hinsichtlich begrenzter Ressourcen anderer-
seits wird sie immer gefährlicher. Selbst nukleare 
Kriege müssen für möglich gehalten werden. Durch 
den internationalen islamistisch-fundamentalistischen 
Terrorismus werden zivilisatorische Spannungen ver-
schärft und wird die freiheitlich-demokratische Verfas-
sung der westlichen Gesellschaften herausgefordert. 
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Europa erscheint gegenwärtig in konventioneller 
militärischer Hinsicht nicht gefährdet, es ist sicher-
heitspolitisch konsolidiert, solange die EU und die 
NATO funktionieren. Auch die so genannten neuen 
Bedrohungen von der organisierten Kriminalität 
über Cyberwar bis zum Terrorismus werden die 
Substanz der europäischen Staaten – ein gewisses 
Maß an Resistenzbereitschaft vorausgesetzt – nicht 
nachhaltig treffen. 

Diese Situation ist aber nur bedingt gültig, weil das 
Funktionieren von EU und NATO ein dafür vorausge-
setzter Umstand ist. Solange die europäische Integrati-
on noch nicht als unumkehrbar zu bewerten ist, ist 
nämlich die Wiederkehr früherer politischer Machtzu-
stände mit Hegemonialbestrebungen, Koalitionsbil-
dungen und risikobereiter Verfolgung nationaler Inter-
essen nicht auszuschließen.  

Ein Scheitern der EU könnte fatale Folgen für die 
europäische Sicherheitssituation haben. In diesem Fall 
würde die Bedeutung außereuropäischer Mächte als 
Akteure für die europäische Situation steigen, die Mög-
lichkeit der Koalitionsbildung europäischer Mächte – 
eventuell unter Einschluss nichteuropäischer Mächte – 
gegeneinander würde real werden und zu traditionel-
ler Machtpolitik wie vor den beiden Weltkriegen füh-
ren, mit dem Resultat, dass Europa wieder her-
kömmlichen Bedrohungen ausgesetzt sein könnte.  

Vernünftigerweise müssten deshalb alle Anstren-
gungen unternommen werden, um die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU weiterzu-
entwickeln. Außerdem ist der gedeihlichen Weiterent-
wicklung der europäisch-amerikanischen Beziehungen 
größtes Augenmerk zu schenken. Bis dahin, das heißt 
bis zum Funktionieren der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik und der Identifizierung gesamteuro-
päischer Interessen als Basis europäischer Politik und 
gemeinsamer Zielsetzungen, werden die Mitgliedsstaa-
ten als sicherheits- und verteidigungspolitische Akteu-
re über ein hohes Maß an autonomen Fähigkeiten auf 
diesem Gebiet verfügen, und sie tragen als eigenstän-
dige Akteure die Verantwortung für die Entwicklung 
im Bereich der Sicherheitspolitik. Als Marker für das 
Erreichen der Unumkehrbarkeit der europäischen 

Integration kann erst die Aufstellung europäischer 
Streitkräfte, über die die Mitgliedsstaaten keine unmit-
telbare Kontrolle mehr haben, angesehen werden. Das 
scheint derzeit noch in sehr weiter Ferne. 

Europäische Staaten, die sich der Erfordernisse der 
gesamteuropäischen Entwicklung bewusst sind und 
zu erfassen vermögen, dass ihre Zukunft letztlich von 
einer gedeihlichen gesamteuropäischen Entwicklung 
abhängt, sollten die Verfolgung gesamteuropäischer 
Interessen zur eigenen Zielsetzung machen und durch 
ihr Verhalten den europäischen Staaten vermitteln, 
dass die engstirnige Verfolgung nationaler Interessen 
keine europäische Zukunft ermöglicht.  

Prof. DDr. Erich Reiter ist Beauftragter für Strate-
gische Studien im Bundesministerium für Landes-
verteidigung in Wien und Honorarprofessor für 
Internationale Beziehungen an der Karl-Franzens-
Universität Graz. 
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